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Schweickert und Reich-Gutjahr: Regelung der Fahrverbote
ist echter Schildbürgerstreich für Kfz-Werkstätten in
Stuttgart

Nachweis der Existenzbedrohung ist Schaustück des Bürokratieaufbaus

Zur scharfen Kritik des Verbands des Kraftfahrzeuggewerbes Baden-Württemberg an der
geplanten Ausgestaltung der Fahrverbote in Stuttgart, speziell zu den fehlenden
Ausnahmeregelungen für Kfz-Werkstätten, sagten der Sprecher für Mittelstand und Handwerk
der FDP-Landtagsfraktion, Prof. Dr. Erik Schweickert, und die Stuttgarter FDP-Abgeordnete 
Gabriele Reich-Gutjahr:

„Bei der Ausgestaltung der Fahrverbote verrennt sich die Landesregierung nun final. Einerseits
soll es nun zwar die unbedingt wünschenswerten Ausnahmen für Handwerksbetriebe geben
und für alle Fahrten, die der Versorgung der Bevölkerung dienen. Explizit keine Ausnahme soll
es aber für die Kfz-Werkstätten in Stuttgart geben, deren Kunden mit Euro-4-Fahrzeugen nicht
mehr zur Werkstatt gelangen können. Die 120 Betriebe mit 2000 Beschäftigten werden durch
die Verkehrsbeschränkungen deutliche Umsatzeinbußen haben. Da kann eine
Härtefallregelung, die Betriebe mit nachweislicher Existenzbedrohung schützen soll, nur als
blanker Hohn aufgefasst werden.“ Ein wunderbares Schaustück für den Bürokratieaufbau stellt
für mich eine solche Einzelgenehmigung bei der Stadt Stuttgart dar, die durch eine begründete
Stellungnahme eines Steuerberatungs- oder eines Wirtschaftsprüfungsunternehmens belegt
werden muss. Wie aber ein Betrieb diesen Nachweis über eine Existenzbedrohung führen soll,
ohne bereits finanziell mit dem Rücken zur Wand zu stehen, wird nicht klar. Sollte der
Unternehmer etwa seine Kundendaten mit Fahrzeugspezifikationen übermitteln, die dann nicht
mehr zu ihm gelangen, wird er am Ende wegen Verstößen gegen die
Datenschutzgrundverordnung Probleme bekommen. Ohne Ausnahmen gerade für KFZ-
Betriebe ist die Regelung ein echter Schildbürgerstreich.“, sagte Erik Schweickert.

Die Stuttgarter Abgeordnete Gabriele Reich Gutjahr ergänzt: „Die Betroffenen denken bereits
über gerichtliche Schritte nach, was ich in der Konsequenz absolut verstehen kann. Denn die
restriktive Handhabung der Ausnahmen vom Fahrverbot für die zahlreichen Kfz-Betriebe kann
absehbar existentielle Auswirkungen für den ganzen Wirtschaftszweig haben.“
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